
 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 26.9.2024, über die Sitzung (4/2024) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:   Galerie Schloss Mondsee, 5310 Mondsee 
 

Dittlbacher Johann ÖVP – anwesend 

Pfeffer DI Hans-Peter ÖVP – anwesend 

Steinbichler Alexander ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Lackner Karl ÖVP – anwesend 

Pöllmann Daniel ÖVP – anwesend 

Winkler Christian ÖVP – anwesend 

Ehrschwendtner Hubert ÖVP – anwesend 

Sperr DI Gerhard ÖVP – anwesend 

Schwaighofer Judith ÖVP – anwesend 

Taubenberger-Schiwietz Wilma ÖVP – anwesend 

Parhammer Johann ÖVP – anwesend 

Wieneroither August ÖVP – anwesend 

Landauer   Manuel ÖVP – anwesend 

Haider  Marianne FPÖ – anwesend 

Stabauer Wolfgang FPÖ – anwesend 

Haider Mag. Harald FPÖ – anwesend 

Maier Johann SPÖ + UM – anwesend 

Putz Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Machatschek Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Widlroither Ing. Michael SPÖ + UM – anwesend 

Buchsteiner Ing.  Margarete Die Grünen – anwesend 

Maletzky  Eva Die Grünen – entschuldigt fern geblieben 

Mayr-Daringer Mag. Susanne Die Grünen – anwesend 

Löberbauer-Purer Mag. Dr. Elisabeth Die Grünen – anwesend 

   

 

Als Ersatzmitglieder sind anwesend: Mag. Alois Pöllmann (ÖVP), Mag. Johann Kogler (Die Grünen)  

 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
 

Zuhörer: 15 
 

Beginn:   19.00 Uhr 
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Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

a) diese Sitzung innerhalb der gesetzlichen Frist ordnungsgemäß einberufen wurde, 

b) die Verständigung zu dieser Sitzung erfolgte, 

c) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,  

e) die Verhandlungsschrift der GR-Sitzung vom 4.7.2024 (Nr. 3/2024) während der Sitzung zur 

Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

f) zum Schriftführer VB Hubert Daxner bestellt wird, 

g) die Verhandlungsschrift der heutigen Sitzung von folgenden Parteienvertretern unterfertigt wird:  

ÖVP:           Christian Winkler 

SPÖ + UM:        Johann Maier 

Die GRÜNEN:  Ing. Margarete Buchsteiner 

FPÖ:            Wolfgang Stabauer 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung setzt Bgm. Johann Dittlbacher gem. § 46 Abs. 4 Oö. GemO 

Tagesordnungspunkt 6 von der Tagesordnung ab (Widmungswerber hat sein Ansuchen 

zurückgezogen). 

 

Tagesordnung 

 

1) Feuerwehr -Tarifordnung 2024; Beschlussfassung 

Die Gemeinde Tiefgraben hat zum letzten Mal im Jahr 2009 eine Tarifordnung für die Feuerwehren 

beschlossen. Die darin enthaltenen Richtlinien und Tarife sind nicht mehr aktuell und wurden diese 

in Zusammenarbeit mit dem Oö. Landesfeuerwehrverband überarbeitet. 

Die Tarifordnung enthält Richtsätze für die Verrechnung privatrechtlicher Leistungen (im Gegensatz 

zur in der vergangenen Sitzung beschlossenen Gebührenordnung, welche hoheitliche Leistungen der 

Feuerwehren zum Inhalt hat). Die örtlichen FF sind hinsichtlich dieser Leistungen berechtigt, 

Rechnungen zu legen. Damit diese Richtsätze für die jeweilige Gemeinde anwendbar sind, ist ein 

Beschluss des Gemeinderates erforderlich. Die Tarifordnung samt Richtsätzen wird dem Gemeinderat 

vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Feuerwehr-

Tarifordnung mit Gültigkeit ab 01.10.2024 beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

2) Aufnahme eines Darlehens zur Liquiditätssicherung; Beschlussfassung 

Zur Sicherstellung der Liquidität der Gemeinde wurde auf Anordnung des Bürgermeisters die 

Einholung von Angeboten über die Aufnahme eines Darlehens in Höhe von Euro 1.000.000 über eine 

Laufzeit von 25 Jahren, beginnend mit 01.10.2024, veranlasst. 



Das Darlehen ist nach den Bestimmungen der Oö. Gemeindeordnung nicht genehmigungspflichtig, 

aber die Angebote dem Gemeinderat zur Genehmigung vorzulegen. Folgende Banken haben nach 

erfolgter Ausschreibung zeitgerecht Angebote gelegt, die sich wie folgt darstellen: 

 

 

Bank 
Zinssatz 
fix*  Zinssatz variabel 

Sondertilgung -
Pönaleregelung   

       

Salzburger 
Sparkasse 3,41% 15 Jahre fix lt. 3 Monats Euribor variabel ja   

    dann variable und Aufschlag 0,490% fix 

         
Zustimmung 

Bank   

    Folgeverzinsung mit 06.08.2024:  

mit 1% 
Pönale   

    
und 0,49% 
Aufschlag 4,013%     

              

Raiffeisenbank 3,70% 15 Jahre fix lt. 6 Monats Euribor variabel ja   

Mondseeland   dann variable mit Aufschlag 0,490% fix ja   

    Folgeverzinsung        

    
und 0,49% 
Aufschlag       

              

Volksbank  3,309% 15 Jahre fix lt. 3 Monats Euribor variabel ja   

    dann variable incl. Aufschlag 0,7% fix  3% Pönale   

    Folgeverzinsung mit 12.08: 4,257%     

    
und 0,70% 
Aufschlag         

 

*Anmerkung: Die Fixzinssätze werden den aktuell geltenden Leitzinssätzen bei Vertragsabschluss 

angepasst. 

 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl erläutert dem Gemeinderat, unter welchen in der Gemeindeordnung 

formulierten Bedingungen eine Gemeinde überhaupt ein Darlehen aufnehmen kann. Ausgangspunkt 

für die heutige Beschlussfassung war ein von der Kassenleitung durchgeführter Kassasturz. Das 

Ergebnis dieses Kassasturzes: Tiefgraben benötigt eine Million Euro, um mittelfristig liquid zu bleiben. 

Drei örtliche Banken wurden eingeladen, Angebote zu legen. 

GR August Wieneroither kritisiert, dass nicht mehr Geldinstitute eingeladen wurden. Es gebe externe 

Anbieter, die 50 bis 60 Angebote für ein Darlehen einholen und bessere Angebote machen würden; 

dann könne sich die Gemeinde jenes mit den besten Konditionen aussuchen, „jeder Häuslbauer mache 

das“. Amtsleiter Mag. Schardl erwidert, man habe jene Banken eingeladen, mit denen ohnehin schon 

langjährige Geschäftsbeziehungen bestünden; außerdem erfolge durch diese eine fundierte 

Aufklärung hinsichtlich der Risiken und gebe es immer auch die Möglichkeit, im Bedarfsfall die 

Vertragsbedingungen nachzuverhandeln. Kritisieren sei immer leicht, er habe aber bis jetzt keinen 

Vorschlag von GR Wieneroither vernommen, wie man es im Rahmen der zu berücksichtigenden 

Gesetze besser bzw. günstiger machen könne.  GR Andreas Machatschek möchte wissen, ob die  
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Darlehensaufnahme Auswirkungen darauf habe, ob Tiefgraben Härteausgleichsgemeinde werde oder 

nicht; dies wird von Amtsleiter Mag. Schardl grundsätzlich verneint, eine pauschale Aussage dazu sei 

aber nicht seriös, weil es ganz entscheidend davon abhänge, welche Vorhaben die Politik angesichts 

der finanziellen Lage in der Zukunft umzusetzen plane. 

Ob es angesichts sinkender Zinsen nicht vernünftiger sei, mit der Aufnahme eines Darlehens 

zuzuwarten, wirft GR Christian Winkler ein. Das Geld werde jetzt benötigt, und niemand könne sagen,  

ob sich die Gemeinde in drei Monaten nicht in der gleichen Situation befinde wie jetzt, sollte die EZB 

den Leitzins erneut senken, sagt Amtsleiter Mag. Günter Schardl. Ein Kassenkredit sei nicht in Frage 

gekommen, weil dieser im gleichen Haushaltsjahr zurückgezahlt werden müsse; auch eine kürzere 

Laufzeit des Darlehens sei keine Option, weil es der Gemeinde für eine kürzere Rückzahlungsfrist an 

finanzieller Potenz fehle. 

Unmittelbar vor der Gemeinderatssitzung wurden die drei anbietenden Institute angesichts der 

Zinslage noch einmal gebeten, ihre Angebote nachzubessern. Volksbank und Sparkasse hätten diese 

Einladung angenommen und nachgebessert, die Raiffeisenbank nicht. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge das Darlehen an die Salzburger 

Sparkasse vergeben. 

Beschluss: 23 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Pöllmann, GR Parhammer, GR Landauer, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Schwaighofer, 

GR Wieneroither, Ersatz-GR Mag. Pöllmann, GV M. Haider, GR Mag. H. Haider, GR Stabauer, GV Maier, 

GR Machatschek, GR Ing. Widlroither, GR Putz, GV Buchsteiner, GR Mag. Mayr-Daringer, GR Mag. Dr. 

Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler); eine Gegenstimme (GR Ehrschwendtner). 

 

3) WVA Schlössl, Erw. 2024, Sonnenhang, Auftragsvergaben; Beschlussfassung 

Zur Optimierung der Trinkwasserversorgung in der Gemeinde wurde das Planungsbüro DI Peter 

Oberlechner ZT GmbH (Projektant) mit der Planung, Ausschreibung und Abwicklung der Erweiterung 

am Sonnenhang (Fassung und Nutzung des Überwassers der WG Schlössl) beauftragt. 

Nach erfolgtem Ausschreibungsverfahren durch den Projektanten nach dem BVergG 2018 liegen 

nunmehr nachfolgende Vergabevorschläge zur Entscheidung vor: 
 

• Erd-, Baumeister- u. Rohrverlegearbeiten an die Fa. Erst-Bau GmbH (Netto-

Angebotssumme: 284.296,66 €), 

• Lieferung und Versetzung des Edelstahl-Hochbehälters an die Fa. Schlosserei Harasser 

GmbH: (Netto-Angebotssumme: 231.355,32), 

• Lieferung und Einbau der maschinellen Ausrüstung an die Fa. Aqua System Technologie 

GmbH (Netto-Angebotssumme: 114.271,97) 
 

GR Andreas Machatschek berichtet von einem Gespräch, das er mit dem Obmann der WG Schlössl 

geführt habe; dabei sei – alternativ zur aktuellen Vorgehensweise - auch eine Kooperation mit der 

Marktgemeinde zur Sprache gekommen, die für die Gemeinde Tiefgraben mit deutlich geringeren 

Kosten verbunden gewesen wäre. Von Seiten der Marktgemeinde sei aber keine Bereitschaft zu 

erkennen gewesen, Tiefgraben entgegenzukommen. Das sei bedauerlich, weil umgekehrt die 

Marktgemeinde stets diese Bereitschaft einfordere. 
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GR Christian Winkler fragt, welche Fördermittel die Gemeinde zu erwarten habe; Amtsleiter Mag. 

Günter Schardl antwortet, die KPC-Förderung nach dem UFG mache 10 Prozent aus, darüber hinaus 

würden für dieses Vorhaben KIG-2023-Mittel in Höhe von € 208.300 verwendet; die KIG-Mittel für  

Erneuerbare Energie würden dabei aber nicht angetastet, hält der Amtsleiter auf die entsprechende 

Frage von GR Mag. Susanne Mayr-Daringer fest. Der heutige Beschluss umfasse drei Gewerke, ein 

viertes werde folgen. 

GR Ing. Michael Widlroither sagt, er habe die Vergabeunterlagen gelesen; diese seien sauber aufbereitet 

und nachvollziehbar. GR Mag. Harald Haider wiederum möchte wissen, warum nur ein Projektant 

eingeladen worden sei. Bgm. Johann Dittlbacher antwortet, das Büro Oberlechner ZT begleite die 

Gemeinde schon seit vielen Jahren, kenne das Versorgungsnetz und verfüge somit über viele 

Grunddaten; andere Ziviltechniker müssten sich diese Daten erst erarbeiten, was wiederum Kosten 

verursachen würde.   

 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, den 

Projektanten im Falle der Erd-, Baumeister- und Rohrverlegearbeiten zur Mitteilung der 

Zuschlagsentscheidung an die Bieter zu ermächtigen und nach Ablauf der Stillhaltefrist den Zuschlag 

an das obige Unternehmen im Sinne des Vergabevorschlages zu erteilen sowie für die beiden 

Lieferaufträge den Zuschlag an die beiden genannten Unternehmen gemäß den Vergabevorschlägen 

zu erteilen. 

Beschluss: einstimmig 

 

4) Oberflächenwasserableitung Gaisbergsiedlung, Auftragsvergabe; Beschlussfassung 

Zur Optimierung und Anpassung der Oberflächenwasserableitung in der Gaisbergsiedlung (Anm.: 

Bereich der ehemaligen Rusznyak-Parzellen) wurde das Planungsbüro HiPi ZT GmbH (Projektant) mit 

der Planung, Ausschreibung und Abwicklung des Vorhabens beauftragt. 

Nach erfolgtem Ausschreibungsverfahren durch den Projektanten nach dem BVergG 2018 liegt 

nachfolgender Vergabevorschlag für die Erd- und Baumeisterarbeiten zur Entscheidung vor: 
 

• Fa. PORR Bau GmbH, Arthur-Porr-Straße 2, 4020 Linz, mit einer Nettoangebotssumme 

von € 306.888,80. 
 

GR DI Gerhard Sperr stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, den Projektanten zur 

Mitteilung der Zuschlagsentscheidung an die Bieter zu ermächtigen und nach Ablauf der Stillhaltefrist 

den Zuschlag an das obige Unternehmen im Sinne des Vergabevorschlages zu erteilen. 

Beschluss: einstimmig 

 

5) Schlussrechnungen der BSU (Kindergarten / Krabbelstube); Beschlussfassung 

Im Zuge der Prüfung des Bauvorhabens Kindergarten/Krabbelstube wurden vom von der Gemeinde 

hinzugezogenen Sachverständigen sämtliche Schlussrechnungen der BSU einer vertieften Prüfung 

unterzogen und in einem Termin vor Ort (in den Geschäftsräumen der BSU) die 

Abrechnungsunterlagen auf Vollständigkeit und Richtigkeit überprüft.  

Es wurde dabei vom SV festgestellt, dass die BSU sämtliche Abrechnungen mit den erforderlichen 

Unterlagen belegen kann und die Schlussrechnungen in der lt. SV berechtigten Höhe an die BSU zu 



bezahlen sind. Nachdem eine entsprechende Zahlungsaufforderung mit anschließender Klagsdrohung 

bei Nichterfüllung bereits im Hause ist, ist es, auch nach Empfehlung des Anwaltes der Gemeinde, 

ratsam, die Rechnungen in der Höhe von insgesamt Euro 421.100,40,- umgehend zu bezahlen. Der 

restliche geforderte Betrag ist aus Sicht der Gemeinde ungerechtfertigt und wird daher auch nicht 

bezahlt werden. 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl hält ergänzend fest, dass sich die Gesamtforderung der BSU auf mehr 

als € 700.000 belaufe, der über die € 421.000 hinausgehende Betrag aber strittig sei. Die BSU habe 

Indexsteigerungen berechnet, obwohl die Gemeinde mit dem Bauunternehmen Festpreise vereinbart  

habe. Ob diese Indexsteigerungen seitens der BSU berechtigt seien oder nicht, sei eine Rechtsfrage. Das 

BVergG sehe jedenfalls Ausnahmen von der Festpreisklausel vor, sofern es dafür sachlich 

gerechtfertigte Gründe gäbe. Die BSU habe die Festpreisklausel jedenfalls unterzeichnet. 

GR Ing. Michael Widlroither fragt, ob nur die Schlussrechnung oder auch die Teilrechnungen geprüft 

worden seien; es seien alle Rechnungen geprüft worden, antwortet Amtsleiter Mag. Günter Schardl. GR 

Hubert Ehrschwendtner und GR Andreas Machatschek möchten wissen, bei welchem Betrag der 

Basisauftrag gelegen sei bzw. wie viel die BSU bislang abgerechnet habe. Der Wert des ursprünglichen 

Auftrages sei für beide Gewerke bei ca. 1,5 Millionen Euro gelegen, bislang seien 2,5 Millionen, welche 

vom für die Rechnungsprüfung verantwortlichen Architekten freigegeben wurden, an die BSU 

geflossen, der heute zu beschließende Betrag sei da noch dazuzurechnen. Die erst genannten Zahlen 

seien im Übrigen in den Protokollen nachzulesen. GR Mag. Harald Haider bringt den letzten Absatz des 

Amtsvortrages zur Sprache, in dem die Rolle des Architekten beleuchtet werde; GR Haider fragt, ob 

diese Rolle so geheimnisvoll sei, dass darüber nicht gesprochen werde. Amtsleiter Mag. Günter Schardl 

sagt, der Architekt habe die Schlussrechnungen geprüft und die Steigerungen nach dem 

Baukostenindex herausgestrichen, mehr gebe es dazu aktuell nicht zu sagen. 

GR Ing. Michael Widlroither berichtet, er habe von der Möglichkeit, beim Bürgermeister in das 

Gutachten Einsicht zu nehmen, Gebrauch gemacht. Für ihn stelle sich das Gutachten zusammengefasst 

so dar: Die Aufbereitung sei sehr genau, mit Normauszügen hinterlegt und gebe ein gutes Spektrum 

über die Entwicklungen wider. Insgesamt sei die Thematik aber sehr komplex. GR Karl Lackner und 

GR Hubert Ehrschwendtner bemängeln, dass sie nicht davon in Kenntnis gewesen seien, ins Gutachten 

Einsicht nehmen zu können; Bürgermeister Johann Dittlbacher erwidert, er habe die Möglichkeit zur 

Einsichtnahme für nicht befangene Mandatare sehr wohl kommuniziert; lediglich eine Weitergabe des 

Gutachtens an Dritte sei ausgeschlossen. 

GR Hubert Ehrschwendtner hat Zweifel, ob ein Gerichtsprozess über die strittige Summe (300.000) 

zielführend sei. In seiner Berufslaufbahn habe er mehrere derartige Prozesse miterlebt, die mit einer 

Reihe von Gutachten und Gegengutachten über einen längeren Zeitraum geführt wurden, ehe sich die 

Streitparteien angesichts ausufernder Kosten am Ende auf einen Vergleich geeinigt hätten. Sinnvoller 

sei, sich ehest möglich auf einen Vergleich zu einigen. Bürgermeister Johann Dittlbacher sagt, es sei 

immer von einer Kostenexplosion die Rede; entscheidend sei jedoch, dass man von einer anderen 

Kostenschätzung ausgegangen sei. Wäre diese korrekt gewesen, lägen tatsächliche Ausgaben und 

Kostenschätzung nicht weit voneinander entfernt. Amtsleiter Mag. Günter Schardl gibt GR 

Ehrschwendtner Recht darin, dass viele derartige Prozesse in einem Vergleich enden würden. Im 

konkreten Fall würden Gutachter und der Rechtsanwalt der Gemeinde jedoch empfehlen, eben wegen 

der vertraglich vereinbarten Festpreise nicht zu bezahlen. Solange rechtlich nicht geklärt sei, dass die  

 



4/6/2024 

 

Gemeinde tatsächlich zahlen müsse, solle sie davon Abstand nehmen, vorauseilender Gehorsam sei in 

diesem Fall nicht zielführend und könne unter Umständen sogar eine Untreuehandlung begründen.  

GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer spricht sich dafür aus, die Gemeinde möge sich an die 

Empfehlungen der Experten (Gutachter, Rechtsanwalt, Anm.) halten. Der Gemeinderat habe die 

Aufgabe, Schaden von der Gemeinde abzuwenden bzw. so gering als möglich zu halten und 

andererseits möglichst alle Förderungen für dieses Vorhaben abzuholen. 

Zu den von LH-Stv. Christine Haberlander und LR Michaela Langer-Weninger in der jüngsten 

Landtagssitzung getätigten Aussagen, sie hätten von der Gemeinde keine offiziellen Informationen 

über die Kostensteigerung erhalten, merkt Amtsleiter Mag. Schardl an, dass das zuständige Referat in 

der Landesregierung selbstverständlich schriftlich informiert worden sei und dies auch belegt werden 

könne. Nur weil im Landtag etwas gesagt werde, müsse dies noch lange nicht den Tatsachen 

entsprechen. Er sei es leid, als Lügner abgestempelt zu werden; alles werde geglaubt, nur nicht das, was 

von Seiten des Amtes kommuniziert werde. Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer betont, er könne den Ärger 

des Amtsleiters gut nachvollziehen. Seit einem Jahr werde mit Unwahrheiten agiert und Personen 

vorverurteilt. Erst müsse einmal der Sachverhalt aufgeklärt werden. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Feststellungen des 

Sachverständigen und der Empfehlung des Rechtsanwaltes der Gemeinde folgen und die drei 

Schlussrechnungen in Höhe von insgesamt Euro 421.100,40,- zur Zahlung freigeben. 

Beschluss: einstimmig 

 

6) Flächenwidmungsplan u. ÖEK-Änderungen - Entscheidung über Einleitung: 

• Fwpl.Ä. 3.241, Bereich „Am Moos“, Gstk. 998/2, KG Tiefgraben 

Tagesordnungspunkt abgesetzt 

 

7) Bericht des Bürgermeisters 

• Ärztezentrum: Bgm. Johann Dittlbacher berichtet, dass auf dem ehemaligen Gelände der Fa. 

Ebnerbau ein Gesundheitszentrum bzw. Primärversorgungszentrum entstehen soll. Die 

Mondseelandgemeinden würden das Vorhaben befürworten, eine diesbezügliche Resolution sei in 

Vorbereitung. 

• Lärmschutz A1: Die Asfinag hat die Gemeinden Tiefgraben, Innerschwand und Mondsee über die 

geplanten Lärmschutzmaßnahmen entlang der A1 informiert. Im ersten Abschnitt (2025) ist der 

Bereich bei der Autobahnabfahrt in Mondsee vorgesehen, im Jahr darauf die Strecke bis zur 

Raststation in Innerschwand. Hochabsorbierende Elemente sollen eine deutliche Verbesserung 

bringen, vor allem für die Bewohner am Mondseeberg. Die Bevölkerung wird am 13. November in 

der Galerie Schloss Mondsee über die Lärmschutzmaßnahmen informiert. 

• Grundstücksverkauf Reiser/Neubau Feuerwehrhaus: Die Gemeinde ist im Eigentum eines 

größeren Grundstückes an der B 154. Das Autohaus Reiser möchte einen Teil davon erwerben, um 

expandieren zu können, der andere Teil ist für den Neubau des gemeinsamen Feuerwehrhauses 

Hof und Guggenberg vorgesehen. Gemeinde und Besitzer des Autohauses haben bei einem 

Lokalaugenschein erörtert, wie eine für beide Seiten sinnvolle Lösung aussehen kann; nächster 

Schritt ist zu ermitteln, wie viele Quadratmeter dem Autohaus zum Kauf angeboten werden können. 
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• Das Europ. Schützentreffen sei erfolgreich über die Bühne gegangen, es habe sehr viele positive 

Rückmeldungen gegeben. Der Festverein habe den geforderten Finanzierungsplan sowie das  

• Vereinsstatut mit den Regelungen über eine allfällige Gewinnverwendung vorgelegt, weshalb die 

Gemeinde die offene Förderung in Höhe von € 5.000 auszahlen könne. Eine Endabrechnung liege 

noch nicht vor. 

• Oberflächenentwässerung Weißenstein: Mit einem betroffenen Grundeigentümer habe es ein 

Gespräch gegeben, bei dem die Möglichkeit eines Grundtauschs erörtert wurde. Noch offen ist die 

Frage der Zufahrt und Finanzierung. 

• Sanierung Kindergarten/Neubau Krabbelstube: Bgm. Johann Dittlbacher berichtet, dass das 

Ergebnis der vertiefenden Rechnungsprüfung vorliege, den involvierten Handwerksbetrieben sei 

nichts vorzuwerfen; beim Architekten müsse man noch abwarten. Seiner Meinung nach handle es 

sich nicht um eine Kostenexplosion, sondern um eine Fehlkalkulation bei der Kostenschätzung. 

Dittlbacher appelliert an die Fraktionen, öffentliche Vorverurteilungen einzustellen und erst ein- 

mal abzuwarten, bis der Sachverhalt geklärt sei. Das mediale Sperrfeuer in der jüngeren      

Vergangenheit sei für die Gemeinde insgesamt nicht hilfreich. 

 

8) Berichte der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss – Obmann GR Mag. Harald Haider berichtet, die Kostenüberschreitung bei 

Kindergarten/Krabbelstube sei das Hauptthema in der jüngsten Sitzung (23.9.) gewesen. Ziel des 

Ausschusses sei es zu klären, wie es zu den Kostenüberschreitungen kommen konnte und welche 

Konsequenzen zu ziehen seien. Er hätte das Gutachten gerne im Prüfungsausschuss besprochen, 

aufgrund juristischer Differenzen sei es aber nicht dazu gekommen. Am Ende der Sitzung habe man 

als Prüfungsausschuss den Beschluss gefasst, die weiteren rechtlichen Schritte abzuwarten. 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl, selbst bei dieser Sitzung anwesend, hält fest, dass das Gutachten aus 

guten Gründen nicht herausgegeben werde, weil eben keine Vertraulichkeit gewährleistet werden 

könne und jedes Wort zu viel der Gemeinde zum Schaden gereichen könne. Der mit dem Vorhaben 

befasste Architekt habe nun doch eine Stellungnahme abgegeben, weshalb es im nächsten Schritt zu 

einem Gespräch mit diesem kommen werde. 
 

Bau-, Planungs-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss – Obmann GR Hubert 

Ehrschwendtner informiert, dass über eine Grundstücksteilung im Ortsteil Schusterberg sowie ein 

Widmungsansuchen im Bereich Am Moos diskutiert worden sei. 

Einen „Haufen Arbeit“ sieht Ehrschwendtner in Sachen ÖEK auf den Ausschuss zukommen. Vom 

Amt der Landesregierung seien die Stellungnahmen eingelangt, unerwartet viele davon seien negativ 

ausgefallen. 

Abseits des Ausschusses habe noch einmal ein Gespräch mit einem Widmungswerber im Bereich 

Schusterbach/Thalstraße stattgefunden; dem Widmungswerber sei klar gemacht worden, dass das 

Ansuchen keine Aussicht auf Erfolg habe. 
  

Straßen- und Mobilitätsausschuss – Obmann GR Daniel Pöllmann teilt mit, dass bei der Sitzung 

am 1.8. folgende Punkte behandelt wurden: 

• Tempolimit Mühldorfstraße (Bereich Kompostierung Mühlbauer) 
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• Car-Sharing: Es werden Infos aus anderen Gemeinden eingeholt, wie das Car-Sharing läuft; 

anschließend Überlegungen, ob Car-Sharing für Tiefgraben ein Thema ist  

• Hilfbergstraße: Ein Teilabschnitt muss saniert werden 

• Verpachtung Parkplätze Buchenweg: Bei den neu errichteten Häusern im Bereich Buchenweg 

(Hupf-Gründe) stehen sieben Parkplätze zur Verfügung, die an umliegende Bewohner verpachtet 

werden sollen 

• Gehsteig Weißenstein – Anfrage eines Anrainers an Gemeinde wegen Grundabtretung 

• Zufahrt Erdbau Buchschartner – Verbindung zum Ortsteil „Zur Linde“ 

• Verkehrsübergänge an der B 154 in den Bereichen Kastenwirt, Badeplatz und Autohaus Reiser 
 

Bildungsausschuss (Kindergarten, Schule, Sport und Kultur) – Obmann GV Karl Lackner 

berichtet, dass vor der jüngsten Sitzung (10.9.) die neue Außenanlage bei der VS TiLo besichtigt wurde.  

 

Es folgte die Vorstellung der beiden neuen Mitarbeiter der Sozialen Initiative sowie die Präsentation 

des von der Bildungsdirektion ermittelten Raumerfordernisses für die VS TiLo. Weitere 

Tagesordnungspunkte:  

• Ehrung/Geschenk für die Weltmeister-Jugend der FF Guggenberg (Tagesausflug in die Therme 

Erding) 

• Schülerzahlen 2025/26: Aufgrund der hohen Zahl an Schulanfängern (77) wurden alle 

Erziehungsberechtigten von Schuleinsteigern angeschrieben und befragt, ob sie sich eine 

Umschulung ihrer Kinder nach Zell am Moos oder Mondsee vorstellen können; vier positive 

Rückmeldungen lägen bereits vor. 
 

 

Sozialausschuss (Jugend, Familien, Senioren, Integration und Gesundheit) – Obmann GR 

Andreas Putz sagt, die nächste Sitzung sei für 10.10 anberaumt. Die Soziale Initiative sowie ein 

Ballspielplatz im Ortsteil Am Schlössl seien u. a. die Themen. 
 

 

Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanalausschuss – Obfrau GR Mag. Susanne Mayr-Daringer 

teilt mit, dass beim Kleinkraftwerk Kasten eine Begehung stattgefunden habe. Ein Ziviltechniker 

habe zwei Varianten (Rückbau bzw. Revitalisierung des Kraftwerkes) berechnet, das Ergebnis sei 

eindeutig: Der Rückbau sei wesentlich günstiger als eine Wiederinbetriebnahme. Im Ausschuss habe 

es allerdings keine Mehrheit für eine eindeutige Empfehlung gegeben. Weitere Punkte: 

• Aktuelles Reinhaltungsverband Mondsee-Irrsee 

• Anschluss einer Liegenschaft im Ortsteil Am Berg an die Gemeindewasserleitung und den 

Schmutzwasserkanal – derzeit nicht finanzierbar (130.000 Euro) 

• Kommunikation im Ausschuss 

• Umweltkongress des Landes OÖ: Drei Ausschussmitglieder nehmen daran teil 

• Strauchaktion der Bienenfreundlichen Gemeinde 

• DORIS-Schulung am 6.11. im TechnoZ Mondsee 

 

9) Allfälliges 

• Interfraktioneller medialer Kleinkrieg: In den vergangenen Wochen haben sich die 

Fraktionen über soziale Medien und in diversen Aussendungen mit gegenseitigen Vorwürfen 



und Anschuldigungen, u. a. im Zusammenhang mit dem Neubau der Krabbelstube und der 

Sanierung des Kindergartens, überzogen. Auch an persönlichen Angriffen mangelte es nicht. 

„Wir haben eine Schwelle überschritten. So können wir nicht für 4000 Menschen in der 

Gemeinde arbeiten“, befindet GR Christian Winkler. GV Johann Maier stimmt zu, es bringe 

nichts, sich gegenseitig zu befetzen. Die in den Aussendungen seiner Fraktion formulierten 

Argumente seien aber in jedem Punkt nachvollziehbar und in diversen Protokollen nachzulesen. 

GR Ing. Michael Widlroither pflichtet Maier bei, seine Fraktion habe ständig auf die steigenden 

Kosten bei Kindergarten/Krabbelstube hingewiesen, keinem sei es aber in den Sinn gekommen, 

die eingebrachten Vorschläge umzusetzen. „Der Karren wurde mit Vollgas gegen die Wand 

gefahren“, so Widlroither. 

GR Judith Schwaighofer kann der Behauptung Maiers nicht zustimmen: „Was im jüngsten 

,Tiafgroba‘ geschrieben wurde, das tut man nicht.“ Persönliche Animositäten hätten im 

Gemeinderat nichts verloren, sagt GR Wolfgang Stabauer: „Aufgabe des Gemeinderates ist es, für 

die Bevölkerung zu arbeiten.“ So wie zuletzt agiert wurde könne er sich nicht vorstellen, dass dies 

der Fall sei. GV Marianne Haider kündigt an, dass ihre Fraktion rechtliche Schritte gegen diverse 

Publikationen einleiten werde. 

• Prüfungsausschuss: GR Andreas Machatschek erinnert Mag. Harald Haider, Obmann des 

Prüfungsausschusses, im Zusammenhang mit der Aufarbeitung der Kostenüberschreitung bei 

Kindergarten/Krabbelstube daran, dass der Prüfungsausschuss ein nachprüfendes Organ sei. Der 

Ausschuss habe die Möglichkeit, Empfehlungen abzugeben, auch ohne das Gutachten am Tisch 

liegen zu haben. Dass das Gutachten nicht herausgegeben werde, könne er nachvollziehen, sagt 

GR Ing. Michael Widlroither; dass er (Mag. Haider, Anm.) deswegen eine Aufsichtsbeschwerde 

beim Land einbringe, sei sein gutes Recht. Er, Haider, hätte allerdings die Möglichkeit gehabt, 

wie jeder andere Gemeinderat Einsicht ins Gutachten zu nehmen, so Widlroither. Das sei seine 

Meinung, erwidert GR Mag. Harald Haider Richtung GR Machatschek. „Meine Meinung ist, dass 

Gutachten anzuschauen und dann Folgerungen ziehen“, so GR Mag. Harald Haider. 

• Ärztezentrum: In Anknüpfung an die Debatte über ein Gesundheitszentrum neben der 

Krabbelstube in der GR-Sitzung am 4.7.2024 kritisiert GV Marianne Haider, dass Vizebgm. DI 

Hans-Peter Pfeffer, dem das in Betracht kommende Grundstück gehört, in die Nähe von 

Korruption gerückt wurde. Ersatz-GR Mag. Johann Kogler erwidert, der Vizebürgermeister könne 

nicht über sein eigenes Grundstück mit den Fachdienststellen verhandeln, das sei eine 

unzulässige Rollenvermischung; er lade Vizebgm. DI Pfeffer gerne zu einem Vier-Augen-

Gespräch ein, um über dessen Rollenkonflikte zu diskutieren. Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer 

entgegnet, dass der Standort aus seiner Sicht mehrere Vorteile habe. Es sei auch nicht 

verhandelt, sondern lediglich eine Anfrage gestellt worden. Er sei auch nur deshalb initiativ 

geworden, weil es eine Anfrage eines Arztes in diese Richtung gegeben und er daraufhin 

Informationen gesammelt und diese beim Termin mit den Fachdienststellen des Landes 

vorgebracht habe. GR Hubert Ehrschwendtner ergänzt, es seien in diesem Zusammenhang auch 

andere Grundstücke genannt worden. 

• Kleinkraftwerk Kasten: GV Marianne Haider reklamiert für sich, bei der Frage zur Zukunft des 

Kleinkraftwerkes Kasten initiativ geworden zu sein. In den sechs Jahren unter roter 

Obmannschaft des Umweltausschusses (2015 – 2021) „sei eh nix passiert“. Sie habe auch  
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          eingefädelt, dass sich ein HTL-Schüler im Rahmen seiner Diplomarbeit mit dem Kraftwerk     

befasse und die Möglichkeit gesehen, öffentliche Gelder zu lukrieren.  

           GR Mag. Susanne Mayr- Daringer (Obfrau des Umweltausschusses) hält fest, dass über Leader 

lediglich Aktivitäten rund um das Kraftwerk gefördert würden, nicht jedoch das Kraftwerk 

selbst.  

• Seniorenwohnheim: GR Hubert Ehrschwendtner erinnert daran, dass die Bettenkapazität im 

bestehenden Seniorenwohnheim in Mondsee viel zu gering sei und ein Neubau mit rund 150 

Betten diskutiert werde. Er fragt, ob sich hinsichtlich Neubaus schon etwas abzeichne. Bgm. 

Johann Dittlbacher berichtet, in der jüngsten Sitzung des dafür zuständigen 

Sozialhilfeverbandes sei das Thema nicht zur Sprache gekommen. Der Obmann des 

Sozialhilfeverbandes, Bezirkshauptmann Dr. Johannes Beer, habe eine in Frage kommende 

Fläche in Tiefgraben bereits besichtigt, Vorrang habe allerdings ein Neubau in der 

Marktgemeinde. GR Ing. Michael Widlroither meint, er halte die genannte Fläche in Tiefgraben 

(Nähe Prielbauer) für nicht unbedingt geeignet (dezentral, Verkehrsanbindung). 

• Landjugend: GR August Wieneroither fordert seine Gemeinderatskollegen auf, bei Gelegenheit 

das neue Heim der Landjugend Zell am Moos/Tiefgraben zu besichtigen; der Bau sei gelungen, 

und die Gemeinde Tiefgraben habe einen wesentlichen finanziellen Beitrag dazu geleistet. 

• Jugendtaxi: GR August Wieneroither regt an, das Jugendtaxi besser zu bewerben. 

 

10) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 4.7.2024 

 

Vor Behandlung dieses Tagesordnungspunktes erinnert Amtsleiter Mag. Schardl nochmals an Sinn 

und Zweck des Instrumentes der „Einwendung“. Der Schriftführer habe „lediglich“ den wesentlichen 

Inhalt des Beratungsverlaufes in die Verhandlungsschrift aufzunehmen. Persönliche Befindlichkeiten, 

im Nachhinein reinreklamiert, hätten in der Verhandlungsschrift nichts verloren; zudem bestehe kein 

Recht auf wortwörtliche Protokollierung; berechtigte Einwendungen gegen ursprünglich falsch oder 

sinnwidrig dargestellte Inhalte seien von dieser Kritik selbstverständlich nicht umfasst. 

Die zur betreffenden Verhandlungsschrift eingebrachten und ausufernden Einwendungen seien der 

derzeitigen politischen Stimmung in der Gemeinde Tiefgraben geschuldet. Er ersucht alle Mandatare 

zukünftig mit Augenmaß vorzugehen und die politischen Querelen nicht auf dem Rücken des Amtes 

und seiner MitarbeiterInnen auszutragen.  

 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 4.7.2024 (3/2024) nachfolgende Einwendungen eingebracht wurden: 

 

1. GV Marianne Haider begehrt folgende Änderungen: 

Zu Tagesordnungspunkt 19, Sanierung Kirchendach Basilika Mondsee; Grundsatzbeschluss 

 

Die Darstellung 

Die Pfarre St. Michael Mondsee ist an die Gemeinden Tiefgraben, Sankt Lorenz, Innerschwand und 

Mondsee herangetreten, die Pfarre bei der Sanierung des Daches der Basilika finanziell zu unterstützen. 

In diesem Rahmen wurde nachfolgender Finanzierungsplan übermittelt:  



 
 

Die Gemeinde Tiefgraben kann aufgrund der derzeitigen finanziellen Situation keine Zusage über die Höhe 

einer allfälligen Unterstützung treffen, ist aber bereit, sich nach Maßgabe der verfügbaren finanziellen  

 

Mittel und in Abhängigkeit zu den zu leistenden Pflichtausgaben und umzusetzenden Projekten an der 

Sanierung zu beteiligen. 

Mehrere Gemeinderäte (GV Marianne Haider, GR DI Sperr, GR Ing. Widlroither, GR Winkler und GV Lackner) 

sprechen sich unisono dafür aus, dass sich die Gemeinde schwer aus ihrer Verantwortung entziehen wird  

können. GR Ing. Michael Widlroither fragt, ob die Pfarre mit diesem Betrag (ca. € 200.000) fix rechne? Bgm. 

Johann Dittlbacher sagt, er habe der Pfarre dargelegt, dass sich Tiefgraben zum jetzigen Zeitpunkt nicht 

auf einen fixen Betrag festlegen werde. GR Christian Winkler meint, die Pfarre gehe ganz sicher von dieser 

Summe aus. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss fassen, sich 

nach Maßgabe der verfügbaren finanziellen Mittel und in Abhängigkeit zu den zu leistenden 

Pflichtausgaben und umzusetzenden Projekten an der Sanierung finanziell zu beteiligen. 

Beschluss: einstimmig (22 Jastimmen; GV Maier und GR Ehrschwendtner während der 

Abstimmung nicht im Saal) 

 

soll ersetzt werden durch: 

 

Die Pfarre St. Michael Mondsee ist an die Gemeinden Tiefgraben, Sankt Lorenz, Innerschwand und 

Mondsee herangetreten, die Pfarre bei der Sanierung des Daches der Basilika finanziell zu unterstützen. 

In diesem Rahmen wurde nachfolgender Finanzierungsplan übermittelt:  



 
 

Die Gemeinde Tiefgraben kann aufgrund der derzeitigen finanziellen Situation keine Zusage über die Höhe 

einer allfälligen Unterstützung treffen, ist aber bereit, sich nach Maßgabe der verfügbaren finanziellen 

Mittel und in Abhängigkeit zu den zu leistenden Pflichtausgaben und umzusetzenden Projekten an der 

Sanierung zu beteiligen. 

 

GV Marianne Haider berichtet, dass vor Beginn der Gemeinderatssitzung um 17 Uhr eine 

Besichtigung des Inneren des Kirchendaches stattgefunden hat. Eingefunden haben sich 

Vizebgm. Pfeffer, GR Winkler, GV Lackner, GR DI Sperr und sie selbst. GR Winkler merkt an, dass  

das Interesse an diesem Termin beschämend gewesen sei, u. a. sei kein Vertreter der SDPÖ und 

der Grünen anwesend gewesen. 

Mehrere Gemeinderäte (GV Marianne Haider, GR DI Sperr, GR Ing. Widlroither, GR Winkler und GV Lackner) 

sprechen sich unisono dafür aus, dass sich die Gemeinde schwer aus ihrer Verantwortung entziehen wird 

können. GR Ing. Michael Widlroither fragt, ob die Pfarre mit diesem Betrag (ca. € 200.000) fix rechne? Bgm. 

Johann Dittlbacher sagt, er habe der Pfarre dargelegt, dass sich Tiefgraben zum jetzigen Zeitpunkt nicht 

auf einen fixen Betrag festlegen werde. GR Christian Winkler meint, die Pfarre gehe ganz sicher von dieser 

Summe aus. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss fassen, sich 

nach Maßgabe der verfügbaren finanziellen Mittel und in Abhängigkeit zu den zu leistenden 

Pflichtausgaben und umzusetzenden Projekten an der Sanierung finanziell zu beteiligen. 

Beschluss: einstimmig (22 Jastimmen; GV Maier und GR Ehrschwendtner während der 

Abstimmung nicht im Saal) 

 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Einwendung stattzugeben. 

Beschluss: 16 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Pöllmann, GR Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Landauer, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, 

GR Schwaighofer, GR Wieneroither, Ersatz-GR Mag. Pöllmann, GV M. Haider, GR Mag. H. Haider, GR 



Stabauer); 8 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Ing. Widlroither, GR Putz, GV Buchsteiner, 

GR Mag. Mayr-Daringer, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler). 

 

2. Zu Tagesordnungspunkt 25, Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 21.3.2024 

 

Die Darstellung: 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 21.3.2024 (2/2024) zum Punkt 11./Allfälliges eine Einwendung von GR Mag. 

Harald Haider vom 31.5.2024 folgenden Inhalts eingebracht wurde: 

 

Anzahl Ausschusssitzungen: GV Johann Maier erkundigt sich, ob es gesetzliche Vorschriften für die 

Anzahl der jährlichen Ausschusssitzungen gebe; diese hätten zumindest jedes Quartal stattzufinden, also 

vier Mal pro Jahr, beim Prüfungsausschuss sei eine fünfte Sitzung zur ausschließlichen Behandlung des 

Rechnungsabschlusses zwingend vorgeschrieben, informiert Amtsleiter Mag. Günter Schardl. GV Maier 

bemängelt, dass der Prüfungsausschuss im Vorjahr nur vier statt der vorgeschriebenen fünf Sitzungen 

abgehalten habe. 

 

soll durch folgende Darstellung ersetzt werden: 

Anzahl Ausschusssitzungen: GV Johann Maier erkundigt sich, ob es gesetzliche Vorschriften für die 

Anzahl der jährlichen Ausschusssitzungen gebe; diese hätten zumindest jedes Quartal stattzufinden, also 

vier Mal pro Jahr, beim Prüfungsausschuss sei eine fünfte Sitzung zur ausschließlichen Behandlung des 

Rechnungsabschlusses zwingend vorgeschrieben, informiert Amtsleiter Mag. Günter Schardl. GV Maier  

bemängelt, dass der Prüfungsausschuss im Vorjahr nur vier statt der vorgeschriebenen fünf Sitzungen 

abgehalten habe. 

GR Winkler stellt dazu fest, dass die Gründe für das Auslassen einer PA-Sitzung bereits mehrfach vom PA-

Obmann erklärt wurden. Demnach lag zwischen der vorletzten und letzten Sitzung des PA ein sehr kurzer 

Zeitraum, in dem sich keine Tagesordnungspunkte ergeben haben, die eine Einberufung des PA als 

sinnvoll gerechtfertigt hätten. Weder waren genügend Belege für eine Gebarungsprüfung angefallen, noch 

stand für die Vorbereitung anderer Prüfungsthemen ausreichend Zeit zur Verfügung. Der PA-Obmann hat 

darum in eigener Verantwortung beschlossen, diese eine Sitzung auszusetzen und bei Notwendigkeit 

nachzuholen.  

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Einwendung stattzugeben. 

Beschuss: 21 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR Parhammer, 

GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, 

Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR Mag. H. Haider, GR Putz, GR Maletzky, GR Mag. 

Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler, GR Mag. Mayr-Daringer, GR Ing. Widlroither); 2 

Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek); GR Ehrschwendtner während der Abstimmung nicht im Saal 

anwesend.  

 

Soll ersetzt wurden durch: 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 21.3.2024 (2/2024) zum Punkt 11./Allfälliges eine Einwendung von GR Mag. 

Harald Haider vom 31.5.2024 folgenden Inhalts eingebracht wurde: 



 

Anzahl Ausschusssitzungen: GV Johann Maier erkundigt sich, ob es gesetzliche Vorschriften für die 

Anzahl der jährlichen Ausschusssitzungen gebe; diese hätten zumindest jedes Quartal stattzufinden, 

also vier Mal pro Jahr, beim Prüfungsausschuss sei eine fünfte Sitzung zur ausschließlichen 

Behandlung des Rechnungsabschlusses zwingend vorgeschrieben, informiert Amtsleiter Mag. Günter 

Schardl. GV Maier bemängelt, dass der Prüfungsausschuss im Vorjahr nur vier statt der 

vorgeschriebenen fünf Sitzungen abgehalten habe. 

GR Winkler stellt dazu fest, dass die Gründe für das Auslassen einer PA-Sitzung bereits mehrfach vom 

PA-Obmann erklärt wurden. Demnach lag zwischen der vorletzten und letzten Sitzung des PA ein sehr 

kurzer Zeitraum, in dem sich keine Tagesordnungspunkte ergeben haben, die eine Einberufung des 

PA als sinnvoll gerechtfertigt hätten. Weder waren genügend Belege für eine Gebarungsprüfung 

angefallen, noch stand für die Vorbereitung anderer Prüfungsthemen ausreichend Zeit zur Verfügung. 

Der PA-Obmann hat darum in eigener Verantwortung beschlossen, diese eine Sitzung auszusetzen und 

bei Notwendigkeit nachzuholen.  

 

GV Marianne Haider erinnert in diesem Zusammenhang GV Johann Maier daran, dass dieser in 

der Periode (2015 – 2021) Obmann des Umweltausschusses gewesen sei und folgende Sitzungen  

nicht abgehalten worden seien: 2015/16, 2016/17, 2017/18 und 2018/19 je eine Sitzung, 2019/20 

zwei Sitzungen, 2020/21 drei Sitzungen. 

 

 

Beschuss: 21 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Landauer, GR 

Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR Mag. H. Haider, 

GR Putz, GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler, GR Mag. Mayr-Daringer, 

GR Ing. Widlroither); 2 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek); GR Ehrschwendtner während der 

Abstimmung nicht im Saal anwesend.  

 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Einwendung stattzugeben. 

Beschluss: 20 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Pöllmann, GR Parhammer, GR Ehrschwendtner, GR Landauer, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, 

GR Schwaighofer, GR Wieneroither, Ersatz-GR Mag. Pöllmann, GV M. Haider, GR Mag. H. Haider, GR 

Stabauer, GV Buchsteiner, GR Mag. Mayr-Daringer, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. 

Kogler); 4 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither) 

_________________________________________________________________ 

 

GV Johann Maier hat mit Datum vom 19.9.2024 folgende Einwendungen eingebracht: 

1. Zu Tagesordnungspunkt 2: Verlangen gem. § 46 (2) Oö. GemO, GR Andreas Machatschek 

zum Gegenstand „Halbzeitbilanz unter dem Blickfeld abgehandelter Gemeindeprojekte 

insb. dem Neubau der Krabbelstube und der Kindergartenerweiterung“ 

 

 

 



Die Darstellung 

GR Andreas Machatschek hat im Sinne der Bestimmung des § 46 Abs. 2 OÖ. GemO zum Gegenstand 

„Halbzeitbilanz unter dem Blickfeld abgehandelter Gemeindeprojekte insb. dem Neubau der 

Krabbelstube und der Kindergartenerweiterung“ am Gemeindeamt fristgerecht nachfolgendes 

Verlangen um Aufnahme in die Tagesordnung eingebracht.  

Das Recht der Berichterstattung über diesen Verhandlungsgegenstand steht dem Antragsteller zu (§ 46 

Abs.2 letzter Satz Oö. GemO). 

 

 



 

GR Andreas Machatschek eröffnet seine Ausführungen damit, dass die Halbzeit der 

Gemeinderatsperiode Anlass gewesen sei darüber nachzudenken, wie sich die politische Situation 

darstelle und welcher Umgang zwischen den politischen Vertretern gepflegt werde. Sein Resümee: Seit 

Beginn der Periode würden SPÖ und die Grünen von ÖVP und FPÖ, zwischen die kein Blatt Papier passe,  

über den Tisch gezogen. Diese beiden Fraktionen würden allein aufgrund ihrer Mehrheit die Richtung 

vorgeben, ohne sich inhaltlich mit den anstehenden Themen zu beschäftigen. „Zusammenarbeit sieht 

anders aus“, so Machatschek. 

Die Kostensteigerungen beim Neubau der Krabbelstube und der Sanierung des Kindergartens seien ein 

Sinnbild für das Wirken der beiden Fraktionen. Es fehle an offener und ehrlicher Kommunikation, es 

werde falsch bzw. gar nicht informiert, jegliche Kontrolle werde abgelehnt. Um das Vorhaben zu 

finanzieren, müssten drei Millionen Euro an Rücklagen entnommen werden, wodurch sich die 

Gemeinde um jeglichen finanziellen Spielraum für die Zukunft bringe. Leidtragende seien die Vereine 

und Feuerwehren, auch für andere Vorhaben (Straße, Musikschule, Reinhaltungsverband etc.) werde 

kein Geld mehr da sein, so Machatschek. Zudem komme der Prüfungsausschuss seinen Aufgaben nicht 

nach, Sitzungen würden abgesagt und Prüfungsanträge vom Obmann behindert. Im Gemeinderat 

wurde die Einsetzung eines Kontrollgremiums zum Krabbelstuben-/Kindergartenbau abgelehnt. 

Weiterer Kritikpunkt: Manche Mandatare würden den Eigennutz vor das Wohl der Gemeinde stellen. 

Als Beispiel nennt Machatschek das Widmungsanliegen von Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer für ein 

Ärztezentrum. Machatschek richtet an Bgm. Johann Dittlbacher die Frage, welche Leistungen der 

Vizebürgermeister in den vergangenen drei Jahren im Sinne der Gemeinde erbracht habe; Dittlbacher 

antwortet, die Leistungen seien überschaubar gewesen. Weiters ersucht Machatschek den 

Bürgermeister um Antwort auf die Frage, wie er die Unterstützung des Vizebürgermeisters während 

seiner (des Bürgermeisters, Anm.) Krankheitsphase erlebt habe; diese habe es gegeben, so Dittlbacher, 

aber nicht im erhofften Umfang. Als Beispiel nennt er ein Bauvorhaben, wo bis zum Tag vor der 

Bauverhandlung nicht klar gewesen sei, ob er vom Vizebürgermeister vertreten werden könne oder 

nicht. Nach diesen Ausführungen reißt den GR Christian Winkler und Hubert Ehrschwendtner der 

Geduldsfaden: Sie werfen Bürgermeister und SPÖ ein abgekartetes Spiel vor und sprechen von 

öffentlicher Hinrichtung. GR Andreas Machatschek betont, er sei am Wort, und die Wahrheit werde 

zumutbar sein. Wissen möchte Machatschek von Bgm. Dittlbacher auch, ob die Situation aufs Amt 

abfärbe. Es sei schwierig, so Dittlbacher, weil es zu Loyalitätskonflikten kommen könne. Zu guter Letzt 

erkundigt sich Machatschek, ob mit dem Land aufgrund der Mehrkosten die Fördersituation 

besprochen worden sei; er habe mit Landeshauptmannstellvertreterin Haberlander gesprochen, auch 

die Bildungsdirektion sei informiert. Erst müsste die Sache aber aufgebarbeitet werden, so der 

Bürgermeister. 

ÖVP und FPÖ seien für die derzeitige Malaise verantwortlich, fasst Machatschek zusammen. 

GV Johann Maier wirft dem Vizebürgermeister „untragbares Verhalten“ vor, er nütze seine Funktion 

nur im Eigeninteresse. „Wir sprechen dem Vizebürgermeister hiermit das ausdrückliche Misstrauen 

aus“, so Maier. 

GR (und Prüfungsausschussobmann) Mag. Harald Haider (FPÖ) sagt, ein wie von der Opposition für den 

Kindergarten-/Krabbelstubenbau gefordertes Kontrollgremium sei in der Gemeindeordnung nicht 

vorgesehen und eine Einrichtung ohne Konzept, ohne Plan und ohne Kompetenz. Der Vorwurf, er habe 

eine der fünf jährlich vorgeschriebenen Sitzungen des Prüfungsausschusses nicht durchgeführt, sei 



richtig; er habe aber schon mehrmals die Beweggründe dafür dargelegt und sei es leid, dies immer 

wieder zu tun. „Wenn das jemand intellektuell nicht auf die Reihe bringt, kann ich ihm auch nicht 

helfen.“ Und nicht er, sondern eine Mehrheit des Prüfungsausschusses habe den jüngsten Antrag 

abgelehnt, so GR Mag. Haider weiter. Bauausschussobmann GR Hubert Ehrschwendtner (ÖVP) weist 

den Vorwurf, gewisse Personen bevorzugt zu behandeln, zurück. Im Bauausschuss werde tolle Arbeit 

geleistet; dass der beim Termin mit den Fachdienststellen des Landes anwesende Vizebürgermeister  

sein eigenes Vorhaben zur Sprache bringe, könne nicht ihm angekreidet werden. Er sei davon 

ausgegangen, dass der Vizebürgermeister in offizieller Vertretung des Bürgermeisters anwesend sei 

und habe keinerlei Bedenken gehabt; nach den heutigen Ausführungen des Bürgermeisters sei dies 

offenkundig nicht der Fall gewesen. Ersatz-GR Mag. Johann Kogler (Die Grünen) sieht beim 

Vizebürgermeister einen „großen, blinden Fleck“, wenn es um dessen eigenes Grundstück gehe. Hier 

handle es sich um eine lupenreine Befangenheit, ihm (Vizebgm. Pfeffer) gehe es nur um den 

persönlichen Gewinn. „Wir haben schon sehr den Eindruck, dass du sehr auf deinen persönlichen 

Vorteil schaust.“ Im Bauausschuss sei nie erwähnt worden, dass es beim Ärztezentrum um das 

Grundstück des Vizebürgermeisters gehe. Wenn das Architekturbüro Pfeffer Aufträge in der Gemeinde 

Tiefgraben annehme, dann müsse der Vizebürgermeister sein Amt niederlegen; man brauche keinen 

weiteren Fall Riedl (Gde. Grafenwörth) oder einen wie in Wr. Neustadt. Wenn man eine Statistik 

erstellte, würde sich zeigen, dass Vorhaben von Personen mit Nähe zur ÖVP anders behandelt würden. 

„Wir als Grüne wünschen uns, wirtschaftliche und private Interessen von der Funktion zu trennen“, 

so Ersatz-GR Mag. Kogler. 

GR Ing. Michael Widlroither (SPÖ) pflichtet seinem GR-Kollegen Mag. Haider darin bei, dass ein wie 

vorhin erwähntes Kontrollgremium nicht in der Gemeindeordnung verankert sei. Das hindere aber den 

Gemeinderat nicht daran, ein derartiges Instrument ins Leben zu rufen; ÖVP und FPÖ würden aber 

lieber über die Opposition drüberfahren. Das bereits mehrmals erwähnte Ärztezentrum sei im 

Bauausschuss so präsentiert worden, als ob „jemand“ so etwas machen wolle, ohne konkreten Namen; 

es könne nicht sein, dass das Vorhaben von den Fachdienststellen bereits vorgeprüft werde, ohne dass 

jemand in den zuständigen Gremien etwas davon wisse, so GR Ing. Widlroither. Für GR Hubert 

Ehrschwendtner habe es sich lediglich um eine Vorinformation gehandelt und mögliche Standorte. GR 

Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer (Die Grünen) findet es irritierend, wie die Sache überhaupt 

angegangen werde: „Sollte man nicht zuerst prüfen, ob überhaupt Bedarf für ein Ärztezentrum 

besteht?“ 

GV Karl Lackner (ÖVP) versteht die Welt nicht mehr: Er habe sich um den Auftrag in Krabbelstube und 

Kindergarten bemüht, nach öffentlicher Ausschreibung den Zuschlag erhalten und die Arbeiten 

ordentlich abgewickelt. Den Vorwurf, sich bereichert zu haben, lasse er sich nicht gefallen. Darum gehe 

es gar nicht, sagt Ersatz-GR Mag. Kogler: Der Auftrag sei das eine, die Arbeit als Gemeindemandatar das 

andere.  Der ganzen Gemeinde wäre geholfen, wenn das Thema Befangenheit anders betrachtet würde. 

GR Mag. Harald Haider stellt den Antrag auf Ende der Debatte. 

Beschluss: 22 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider), GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-

Daringer; 2 Enthaltungen: GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler). 

 



Soll ersetzt werden durch (Änderungen, Text unverändert von GV Maier übernommen): 

GR Andreas Machatschek hat im Sinne der Bestimmung des § 46 Abs. 2 OÖ. GemO zum Gegenstand 

„Halbzeitbilanz unter dem Blickfeld abgehandelter Gemeindeprojekte insb. dem Neubau der  

Krabbelstube und der Kindergartenerweiterung“ am Gemeindeamt fristgerecht nachfolgendes 

Verlangen um Aufnahme in die Tagesordnung eingebracht.  

 

Das Recht der Berichterstattung über diesen Verhandlungsgegenstand steht dem Antragsteller zu (§ 46 

Abs.2 letzter Satz Oö. GemO). 

 

 



GR Andreas Machatschek eröffnet seine Ausführungen damit, dass die Halbzeit der 

Gemeinderatsperiode Anlass gewesen sei darüber nachzudenken, wie sich die politische Situation 

darstelle und welcher Umgang zwischen den politischen Vertretern gepflegt werde. Sein Resümee: Seit 

Beginn der Periode würden SPÖ und die Grünen von ÖVP und FPÖ, zwischen die kein Blatt Papier passe,  

über den Tisch gezogen. Diese beiden Fraktionen würden allein aufgrund ihrer Mehrheit die Richtung 

vorgeben, ohne sich inhaltlich mit den anstehenden Themen zu beschäftigen. „Zusammenarbeit sieht 

anders aus“, so Machatschek. 

Die Kostensteigerungen beim Neubau der Krabbelstube und der Sanierung des Kindergartens seien ein 

Sinnbild für das Wirken der beiden Fraktionen. Es fehle an offener und ehrlicher Kommunikation, es 

werde falsch bzw. gar nicht informiert, jegliche Kontrolle werde abgelehnt. Um das Vorhaben zu 

finanzieren, müssten drei Millionen Euro an Rücklagen entnommen werden, wodurch sich die 

Gemeinde um jeglichen finanziellen Spielraum für die Zukunft bringe. Leidtragende seien die Vereine 

und Feuerwehren, auch für andere Vorhaben (Straße, Musikschule, Reinhaltungsverband etc.) werde 

kein Geld mehr da sein, so Machatschek. Zudem komme der Prüfungsausschuss seinen Aufgaben nicht 

nach, Sitzungen würden abgesagt und Prüfungsanträge vom Obmann behindert. Im Gemeinderat 

wurde die Einsetzung eines Kontrollgremiums zum Krabbelstuben-/Kindergartenbau abgelehnt. 

Weiterer Kritikpunkt: Manche Mandatare würden den Eigennutz vor das Wohl der Gemeinde stellen. 

Als Beispiel nennt Machatschek das Widmungsanliegen von Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer für ein 

Ärztezentrum. Machatschek richtet an Bgm. Johann Dittlbacher die Frage, welche Leistungen der 

Vizebürgermeister in den vergangenen drei Jahren im Sinne der Gemeinde erbracht habe; Dittlbacher 

antwortet, die Leistungen seien überschaubar gewesen. Weiters ersucht Machatschek den 

Bürgermeister um Antwort auf die Frage, wie er die Unterstützung des Vizebürgermeisters während 

seiner (des Bürgermeisters, Anm.) Krankheitsphase erlebt habe; diese habe es gegeben, so Dittlbacher, 

aber nicht im erhofften Umfang. Als Beispiel nennt er ein Bauvorhaben, wo bis zum Tag vor der 

Bauverhandlung nicht klar gewesen sei, ob er vom Vizebürgermeister vertreten werden könne oder 

nicht. Nach diesen Ausführungen reißt den GR Christian Winkler und Hubert Ehrschwendtner der 

Geduldsfaden: Sie werfen Bürgermeister und SPÖ ein abgekartetes Spiel vor und sprechen von 

öffentlicher Hinrichtung. GR Andreas Machatschek betont, er sei am Wort, und die Wahrheit werde 

zumutbar sein. Wissen möchte Machatschek von Bgm. Dittlbacher auch, ob die Situation aufs Amt 

abfärbe. Es sei schwierig, so Dittlbacher, weil es zu Loyalitätskonflikten kommen könne. Zu guter Letzt 

erkundigt sich Machatschek, ob mit dem Land aufgrund der Mehrkosten die Fördersituation 

besprochen worden sei; er habe mit Landeshauptmannstellvertreterin Haberlander gesprochen, auch 

die Bildungsdirektion sei informiert. Erst müsste die Sache aber aufgebarbeitet werden, so der 

Bürgermeister. 

ÖVP und FPÖ seien für die derzeitige Malaise verantwortlich, fasst Machatschek zusammen. 

GV Johann Maier meldet sich zu Wort und hält fest, dass aufgrund der vielen Vorfälle der letzten Monate 

(Kostenexplosion und Vorfälle in verschiedenen Gremien) immer mehr zu erkennen ist, dass ein sachlich 

gesicherter Informationsfluss in der Gemeinde kaum mehr gegeben ist.  

Meiner Meinung nach ist dies vor allem dem Eigeninteresse einiger Mandatare in entscheidenden 

Gremien geschuldet. In meiner Funktion als Gemeindevorstand sehe ich mich sehr oft bei 

Verhandlungen in Vorstandsitzungen vor die Frage gestellt, Verhandle ich mit einem Vorstand oder  

 

 



mit einem Auftragnehmer. Diese Situationen zwischen Interessenskonflikt und Befangenheiten ist 

für mich äußerst unangenehm. Auch wenn ich gegen einen Antrag stimme, wird meist in Dominanz der 

ÖVP und FPÖ beschlossen. Da die Protokolle des GV nicht öffentlich sind, wird dies auch der 

Öffentlichkeit nicht bekannt. 

Ein ehrlicher und sachlicher Informationsfluss wäre hier äußerst wünschenswert. Als SPÖ verfolgen 

wir immer das Ziel einer ehrlichen und sachlichen Information an unsere Bevölkerung und an unsere 

Fraktionsmitglieder weiterzugeben. Wird dies nicht gewährleistet, werden Eigennutz, Misstrauen, Gier und 

Abhängigkeit immer mehr die Tür geöffnet. 

Die Folge ist: 

• Kontrollmechanismen werden umgangen oder verhindert.  

• Schlechtes Arbeitsklima für Mitarbeiter der Verwaltung  

• Misstrauen, Desinformation, Loyalitätszwang und Abhängigkeit in betroffenen 

Fraktionen 

• Sachliche Kritik wird bekämpft und abgewertet. 

• Jedoch der glänzende Schein nach Außen soll um jeden Preis gewahrt werden. 

• Ablenkung von wirklich, wichtigen Themen 

Wir haben dazu in allen möglichen Protokollen der Gemeindegremien recherchiert. Über Jahre 

erstreckt sich dieses oben erwähnte Handeln im Eigeninteresse. Mittlerweile hat es wohl einen 

Höhepunkt erreicht. Angesichts der gegenwärtigen und zukünftigen Ereignisse ist zu befürchten, dass 

dies in weiterer Folge noch verschärft wird. Vor allem sehen wir das Verhalten des Vizebürgermeisters 

als untragbar. Hinter dem Rücken des Bürgermeisters werden Anbahnungen vorbereitet, die weder mit 

BGM, oder in Gremien besprochen wurden. Meist nur im Eigeninteresse nutzt er die Funktion des 

Vizebürgermeisters. Es ist uns klar, dass das Vertrauen des BGM an den Vizebürgermeister nicht 

mehr gegeben ist. Eine Arbeitsfähigkeit ist hier nicht mehr möglich. 

In den beiden ersten Tagesordnungspunkten haben wir dazu schon einiges mitgekriegt. Die nicht 

befangenen Fraktions – Obleute haben auch zur Aufklärung in der Causa Neubau Krabbelstube / 

Kindergartenerweiterung bereits erste Informationen bekommen. Auch dabei nimmt der 

Vizebürgermeister eine unverständliche relevante Rolle ein. 

Um weiteren Schaden der Gemeinde zu vermeiden und die Arbeitsfähigkeit wieder herzustellen haben wir 

uns als Fraktion ausgiebig beraten und wir sprechen hiermit in dieser GR -Sitzung, dem 

Vizebürgermeister das ausdrückliche Misstrauen unserer ganzen Fraktion aus. 
 

GR (und Prüfungsausschussobmann) Mag. Harald Haider (FPÖ) sagt, ein wie von der Opposition für den 

Kindergatren-/Krabbelstubenbau gefordertes Kontrollgremium sei in der Gemeindeordnung nicht 

vorgesehen und eine Einrichtung ohne Konzept, ohne Plan und ohne Kompetenz. Der Vorwurf, er habe 

eine der fünf jährlich vorgeschriebenen Sitzungen des Prüfungsausschusses nicht durchgeführt, sei 

richtig; er habe aber schon mehrmals die Beweggründe dafür dargelegt und sei es leid, dies immer 

wieder zu tun. „Wenn das jemand intellektuell nicht auf die Reihe bringt, kann ich ihm auch nicht 

helfen.“ Und nicht er, sondern eine Mehrheit des Prüfungsausschusses habe den jüngsten Antrag 

abgelehnt, so GR Mag. Haider weiter. Bauausschussobmann GR Hubert Ehrschwendtner (ÖVP) weist 

den Vorwurf, gewisse Personen bevorzugt zu behandeln, zurück. Im Bauausschuss werde tolle Arbeit  

 

 



geleistet; dass der beim Termin mit den Fachdienststellen des Landes anwesende Vizebürgermeister 

sein eigenes Vorhaben zur Sprache bringe, könne nicht ihm angekreidet werden. Er sei davon 

ausgegangen, dass der Vizebürgermeister in offizieller Vertretung des Bürgermeisters anwesend sei 

und habe keinerlei Bedenken gehabt; nach den heutigen Ausführungen des Bürgermeisters sei dies 

offenkundig nicht der Fall gewesen. Ersatz-GR Mag. Johann Kogler (Die Grünen) sieht beim 

Vizebürgermeister einen „großen, blinden Fleck“, wenn es um dessen eigenes Grundstück gehe. Hier 

handle es sich um eine lupenreine Befangenheit, ihm (Vizebgm. Pfeffer) gehe es nur um den 

persönlichen Gewinn. „Wir haben schon sehr den Eindruck, dass du sehr auf deinen persönlichen 

Vorteil schaust.“ Im Bauausschuss sei nie erwähnt worden, dass es beim Ärztezentrum um das 

Grundstück des Vizebürgermeisters gehe. Wenn das Architekturbüro Pfeffer Aufträge in der Gemeinde 

Tiefgraben annehme, dann müsse der Vizebürgermeister sein Amt niederlegen; man brauche keinen 

weiteren Fall Riedl (Gde. Grafenwörth) oder einen wie in Wr. Neustadt. Wenn man eine Statistik 

erstellte, würde sich zeigen, dass Vorhaben von Personen mit Nähe zur ÖVP anders behandelt würden. 

„Wir als Grüne wünschen uns, wirtschaftliche und private Interessen von der Funktion zu trennen“, 

so Ersatz-GR Mag. Kogler. 

GR Ing. Michael Widlroither (SPÖ) pflichtet seinem GR-Kollegen Mag. Haider darin bei, dass ein wie 

vorhin erwähntes Kontrollgremium nicht in der Gemeindeordnung verankert sei. Das hindere aber den 

Gemeinderat nicht daran, ein derartiges Instrument ins Leben zu rufen; ÖVP und FPÖ würden aber 

lieber über die Opposition drüberfahren. Das bereits mehrmals erwähnte Ärztezentrum sei im 

Bauausschuss so präsentiert worden, als ob „jemand“ so etwas machen wolle, ohne konkreten Namen; 

es könne nicht sein, dass das Vorhaben von den Fachdienststellen bereits vorgeprüft werde, ohne dass 

jemand in den zuständigen Gremien etwas davon wisse, so GR Ing. Widlroither. Für GR Hubert 

Ehrschwendtner habe es sich lediglich um eine Vorinformation gehandelt und mögliche Standorte. GR 

Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer (Die Grünen) findet es irritierend, wie die Sache überhaupt 

angegangen werde: „Sollte man nicht zuerst prüfen, ob überhaupt Bedarf für ein Ärztezentrum 

besteht?“ 

GV Karl Lackner (ÖVP) versteht die Welt nicht mehr: Er habe sich um den Auftrag in Krabbelstube und 

Kindergarten bemüht, nach öffentlicher Ausschreibung den Zuschlag erhalten und die Arbeiten 

ordentlich abgewickelt. Den Vorwurf, sich bereichert zu haben, lasse er sich nicht gefallen. Darum gehe 

es gar nicht, sagt Ersatz-GR Mag. Kogler: Der Auftrag sei das eine, die Arbeit als Gemeindemandatar das 

andere.  Der ganzen Gemeinde wäre geholfen, wenn das Thema Befangenheit anders betrachtet würde. 

GR Mag. Harald Haider stellt den Antrag auf Ende der Debatte. 

Beschluss: 22 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider), GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-

Daringer; 2 Enthaltungen: GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler). 

 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Einwendung stattzugeben. 

Beschluss: 4 Jastimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither); 16 

Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR Pöllmann, GR Par- 

 

 



hammer, GR Landauer, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Schwaighofer, GR Wieneroither, 

Ersatz-GR Mag. Pöllmann, GV M. Haider, GR Mag. H. Haider, GR Stabauer), 3 Enthaltungen:  GV 

Buchsteiner, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. Kogler); GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer bei der 

Abstimmung nicht im Saal anwesend. 

 

2. Zu Tagesordnungspunkt 4 Nachwahl in Ausschüsse 

Die Darstellung 

Ing. Maximilian Schappelwein (Neos) hat mit Wirkung vom 16.4.2024 auf sein Mandat als Gemeinderat 

verzichtet; der einzig verbliebene Ersatz-Gemeinderat, Markus Schweighofer, hat die Berufung auf den 

Gemeinderatssitz nicht angenommen. 

Schappelwein war Obmann-Stv. im Prüfungsausschuss; da die Neos-Fraktion nicht mehr existent ist 

und keinen Wahlvorschlag für die Nachwahl einbringen kann, entscheidet der Gemeinderat, welcher 

Fraktion der Sitz zufallen soll.  

Für die Fraktion SPÖ + Um erhebt GV Johann Maier Anspruch auf die Stelle des Obmann-Stv. Seine 

Fraktion erfülle alle Voraussetzungen, die die Gemeindeordnung für eine Nachwahl vorsieht. Er stellt 

den diesbezüglichen Antrag und schlägt GR Ing. Michael Widlroither als Mitglied und Obmann-Stv. 

sowie Andreas Putz als Ersatzmitglied vor. 

 

GR Christian Winkler (Fraktionsobmann ÖVP) teilt mit, dass seine Fraktion der Meinung sei, der freie 

Sitz solle von der FPÖ nachbesetzt werden; für fraktionsübergreifenden Gespräche habe die Zeit 

gefehlt, für ihn stand im Vordergrund, erst die Stimmung in der eigenen Fraktion auszuloten, so 

Winkler. 

GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer sagt, aus ihrer Sicht sei eine logische Vorgehensweise und 

deshalb auch ihre Empfehlung, bei der Nachbesetzung das d´Hondtsche Verfahren zugrunde zu legen. 

Demnach würde der Sitz der SPÖ und in weiterer Folge den Grünen und dann erst der FPÖ zustehen. 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl hält dazu fest, dass der konkrete Fall anders gelagert sei, weil eben die 

anspruchsberechtigte Fraktion (Neos) nicht mehr existiere. Deshalb falle das Vorschlagsrecht dem 

gesamten Gemeinderat zu. 

GR Andreas Machatschek fragt, ob es möglich sei, die Anzahl der Mitglieder im Prüfungsausschuss bei 

sechs zu belassen. Das sei möglich, antwortet AL Mag. Günter Schardl, dafür sei eine Dreiviertel-

Mehrheit im Gemeinderat notwendig. 

GR Andreas Machatschek stellt daraufhin den Antrag, die Anzahl der Mitglieder im 

Prüfungsausschuss auf sechs zu reduzieren. 

Bgm. Johann Dittlbacher unterbricht die Sitzung, um den Fraktionen Gelegenheit zur Beratung zu 

geben. 

Beschluss Antrag GR Machatschek: 7 Jastimmen (GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, 

GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. Kogler); 15 

Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR Ehrschwendtner, 

GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Landauer, GR 

Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer); 2 Enthaltungen 

(GR Mag. H. Haider, GV Maier). 

 

 



Beschluss Gegenantrag GV Maier: 8 Jastimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. 

Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. 

Kogler); 16 Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider). 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag an den Gemeinderat, dass der freie Sitz im 

Prüfungsausschuss der FPÖ-Fraktion zugewiesen wird. 

Beschluss: 16 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider); 8 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR 

Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. Kogler). 

 

Die FPÖ-Fraktion hat einen gültigen Wahlvorschlag für die Nachwahl zum Obmann-Stv. im 

Prüfungsausschuss, lautend auf Wolfgang Stabauer (Obmann-Stv.) und Thomas Strobl (Ersatzmitglied), 

eingebracht.  

Gemäß § 52 GemO sind Wahlen in Ausschüsse oder Organe außerhalb der Gemeinde durch den 

Gemeinderat geheim mittels Stimmzettel durchzuführen, es sei denn, der Gemeinderat beschließt 

einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe.  

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag (an alle GR-Mitglieder), dass die folgenden Wahlen 

nicht geheim, sondern mit Handzeichen durchgeführt werden. 

Beschluss: 23 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider, GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Dr. 

Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler); eine Enthaltung (GR Mag. Mayr-Daringer). Die Wahl hat 

in geheimer Abstimmung zu erfolgen. 

GV Marianne Haider stellt den Antrag an ihre Mitglieder, a) Wolfgang Stabauer zum Obmann-Stv. 

im Prüfungsausschuss und b) Thomas Strobl zum Ersatzmitglied zu wählen. 

Beschluss:  a) Wolfgang Stabauer Obmann-Stv.: einstimmig 

  b) Thomas Strobl Ersatzmitglied: mehrheitlich 

 

soll ersetzt werden durch folgende Darstellung: 

Ing. Maximilian Schappelwein (Neos) hat mit Wirkung vom 16.4.2024 auf sein Mandat als Gemeinderat 

verzichtet; der einzig verbliebene Ersatz-Gemeinderat, Markus Schweighofer, hat die Berufung auf den 

Gemeinderatssitz nicht angenommen. 

Schappelwein war Obmann-Stv. im Prüfungsausschuss; da die Neos-Fraktion nicht mehr existent ist 

und keinen Wahlvorschlag für die Nachwahl einbringen kann, entscheidet der Gemeinderat, welcher 

Fraktion der Sitz zufallen soll.  

 

 

 



GV Johann Maier meldet sich zu Wort und weist darauf hin, dass im Zusammenhang mit der 

wirtschaftlichen und Finanziellen Situation in unserer Gemeinde es dringlichst notwendig sei, die 

mittlerweile vakante Stelle des ausgeschiedenen Obmann Stellvertreter umgehend nachzubesetzen.   

Für eine Nachbesetzung kommt nur ein Gemeinderat einer entsendungsberechtigten Fraktion in Frage. 

Darüber hinaus ist auch § 91 a (Zusammensetzung des Prüfungsausschusses) einzuhalten.  

 

§ 91a Zusammensetzung des Prüfungsausschusses 

• Die Anzahl der Mitglieder hat grundsätzlich der Anzahl der GV - Mitglieder zu entsprechen. 

• Jede im Gemeinderat vertretene Fraktion ist mit jeweils einem Mitglied vertreten 

• Die Zahl der den einzelnen Fraktionen zukommenden weiteren Mitglieder ist unter sinngemäßer 

Anwendung des § 26 Abs 2 zu berechnen. 

Zusätzlich ist auch ein entsprechendes Ersatzmitglied zu wählen. 

Die SPÖ kann die gesetzlichen Vorschriften in all diesen Punkten erfüllen, und beantragt hiermit das 

Recht auf den Obmann-Stellvertreter des Prüfungsausschusses. Als Obmann-Stellvertreter wird von 

der SPÖ Michael Widlroither vorgeschlagen, als Ersatzmitglied wird Andreas Putz vorgeschlagen. 

 

GR Christian Winkler (Fraktionsobmann ÖVP) teilt mit, dass seine Fraktion der Meinung sei, der freie 

Sitz solle von der FPÖ nachbesetzt werden; für fraktionsübergreifenden Gespräche habe die Zeit 

gefehlt, für ihn stand im Vordergrund, erst die Stimmung in der eigenen Fraktion auszuloten, so 

Winkler. 

GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer sagt, aus ihrer Sicht sei eine logische Vorgehensweise und 

deshalb auch ihre Empfehlung, bei der Nachbesetzung das d´Hondtsche Verfahren zugrunde zu legen. 

Demnach würde der Sitz der SPÖ und in weiterer Folge den Grünen und dann erst der FPÖ zustehen. 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl hält dazu fest, dass der konkrete Fall anders gelagert sei, weil eben die 

anspruchsberechtigte Fraktion (Neos) nicht mehr existiere. Deshalb falle das Vorschlagsrecht dem 

gesamten Gemeinderat zu. 

GR Andreas Machatschek fragt, ob es möglich sei, die Anzahl der Mitglieder im Prüfungsausschuss bei 

sechs zu belassen. Das sei möglich, antwortet AL Mag. Günter Schardl, dafür sei eine Dreiviertel-

Mehrheit im Gemeinderat notwendig. 

GR Andreas Machatschek stellt daraufhin den Antrag, die Anzahl der Mitglieder im 

Prüfungsausschuss auf sechs zu reduzieren. 

Bgm. Johann Dittlbacher unterbricht die Sitzung, um den Fraktionen Gelegenheit zur Beratung zu 

geben. 

Beschluss Antrag GR Machatschek: 7 Jastimmen (GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, 

GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. Kogler); 15 

Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR Ehrschwendtner, 

GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Landauer, GR 

Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer); 2 Enthaltungen 

(GR Mag. H. Haider, GV Maier). 

 

 

 



Beschluss Gegenantrag GV Maier: 8 Jastimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. 

Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. 

Kogler); 16 Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider). 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag an den Gemeinderat, dass der freie Sitz im 

Prüfungsausschuss der FPÖ-Fraktion zugewiesen wird. 

Beschluss: 16 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider); 8 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR 

Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. Kogler). 

 

Die FPÖ-Fraktion hat einen gültigen Wahlvorschlag für die Nachwahl zum Obmann-Stv. im 

Prüfungsausschuss, lautend auf Wolfgang Stabauer (Obmann-Stv.) und Thomas Strobl (Ersatzmitglied), 

eingebracht.  

Gemäß § 52 GemO sind Wahlen in Ausschüsse oder Organe außerhalb der Gemeinde durch den 

Gemeinderat geheim mittels Stimmzettel durchzuführen, es sei denn, der Gemeinderat beschließt 

einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe.  

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag (an alle GR-Mitglieder), dass die folgenden Wahlen 

nicht geheim, sondern mit Handzeichen durchgeführt werden. 

Beschluss: 23 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider, GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Dr. 

Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler); eine Enthaltung (GR Mag. Mayr-Daringer). Die Wahl hat 

in geheimer Abstimmung zu erfolgen. 

GV Marianne Haider stellt den Antrag an ihre Mitglieder, a) Wolfgang Stabauer zum Obmann-Stv. 

im Prüfungsausschuss und b) Thomas Strobl zum Ersatzmitglied zu wählen. 

Beschluss:  a) Wolfgang Stabauer Obmann-Stv.: einstimmig 

  b) Thomas Strobl Ersatzmitglied: mehrheitlich 

 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Einwendung stattzugeben. 

Beschluss: 8 Jastimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GV Buchsteiner, 

GR Mag. Mayr-Daringer, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler); 16 Gegenstimmen 

((Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR Ehrschwendtner, GR Pöllmann, GR 

Parhammer, GR Landauer, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Schwaighofer, GR 

Wieneroither, Ersatz-GR Mag. Pöllmann, GV M. Haider, GR Mag. H. Haider, GR Stabauer) 

 

Ende: 21.55 Uhr 

  

 



 

Der Bürgermeister:                   Der Schriftführer: 

 

 

 

(Johann Dittlbacher)                  (VB Hubert Daxner) 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde an die Fraktionsobleute am ________________ 

abgeschickt. 

Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne Einwendungen 

genehmigt. 

 

 

Protokollfertiger:  

 

ÖVP:  

 

 
SPÖ+UM:   

 

 
Die GRÜNEN: 

 

 
FPÖ:   

 


